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Regierungsratsbeschluss vom 22. September 2020 
 
 
 

Anzug Martin Lüchinger und Konsorten betreffend Aufhebung der 
Parkplätze am Unteren Rheinweg 
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 27. Februar 2018 vom Schreiben 11.5173.04 des Re-
gierungsrates Kenntnis genommen und dem Antrag des Regierungsrates folgend den nachste-
henden Anzug Martin Lüchinger und Konsorten stehen gelassen und dem Regierungsrat zum 
erneuten Bericht überwiesen: 
 

Mit beträchtlichen finanziellen Mitteln wurde das Rheinufer zwischen der Dreirosenbrücke und der 
Mittleren Brücke saniert und aufgewertet. Die Umgestaltung ist so gut gelungen, dass nun in den 
warmen Jahreszeiten eine Vielzahl der Anwohner/-innen den neuen Aufenthaltsraum intensiv nutzt. 
Das Rheinufer ist zu einem wertvollen Naherholungs- und Freizeitraum für die Kleinbasler Bevölke-
rung geworden. 
 
Vor diesem Hintergrund erachten wir es nun an der Zeit, das Parkplatzregime am Unteren Rheinweg 
grundsätzlich zu überdenken und den gegebenen Umständen anzupassen. Es ist unverständlich, 
dass an solch schöner Lage parkiert werden kann und ein Grossteil der Parkplätze als weisse Park-
plätze markiert und so an bester Rheinlage Fahrzeuge über Wochen abgestellt werden können. 
 
Ebenso unverständlich ist es, dass der Platz zwischen Bläsiring und Offenburgerstrasse, der direkt 
an das 
Rheinufer anschliesst, als freie Parkplatzzone genutzt wird. In Anbetracht der wenigen freien Plätze 
in diesem Quartier wäre es naheliegend, diesen Parklatz zu Gunsten eines ungestalteten Begeg-
nungs- und Bewegungsorts, ähnlich wie bei der Kaserne, aufzuheben. Zudem wäre dies ein einfa-
ches Mittel zur Verkehrsberuhigung, was wiederum der Wohnqualität zu Gute käme. 
 
Der Unterere Rheinweg ist eine sehr beliebte Veloverbindung ins untere Kleinbasel und ins Zentrum 
der Stadt und wird täglich rege benutzt. Aufgrund des unnötigen Parkplatzsuchverkehrs kommt im-
mer wieder zu gefährlichen Situationen zwischen Auto- und Velofahrenden. 
 
Die Regierung wird gebeten zu prüfen und zu berichten, ob 
 
1. Die Parkplätze am Unteren Rheinweg zwischen dem Klingentalgraben und Bläsiring vollständig 

oderteilweise aufgehoben werden können. 
2. Der rheinseitige Platz zwischen Bläsiring und Offenburgerstrasse vollständig von Parkplätzen be-

freit und der Bevölkerung als Begegnungs- und Bewegungsort zur Verfügung gestellt werden 
kann. 
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Wir berichten zu diesem Anzug wie folgt: 

1. Ausgangslage 

Die in der Anzugsbeantwortung vom 6. Dezember 2016 beschriebenen Massnahmen zur Umset-
zung der von den Anzugstellenden formulierten Anliegen konnten aufgrund von hängigen Ein-
sprachen – über die wir in der Anzugsbeantwortung vom 27. Februar 2018 berichtet haben – lan-
ge Zeit nicht realisiert werden.  
 
Mit dem nun positiven Entscheid der Baurekurskommission vom 27. Mai 2020 kann die Umnut-
zung des Platzes am Rhein, zwischen Bläsiring und Offenburgerstrasse, auf die Saison 2021 hin 
umgesetzt werden. 
 
Der rheinseitige Platz zwischen Bläsiring und Offenburgerstrasse wird zugunsten der Bevölke-
rung als Begegnungsort umgestaltet und mit zusätzlichen Veloabstellplätzen versehen. Zur 
Strasse hin werden mit Gräsern begrünte Steinkörbe aufgestellt. Fest montierte Bänke und sai-
sonal vorhandene Tisch-Bank-Garnituren sollen zum Aufenthalt einladen. Bäume in Pflanztrögen 
sollen zusätzlich für eine angenehme Atmosphäre sorgen. Damit wird auch die Hauptforderung 
der von über zweihundert Personen unterschriebenen Petition „Flanieren statt Parkieren“ erfüllt. 

2. Antrag 

Aufgrund dieses Berichts beantragen wir, den Anzug Martin Lüchinger und Konsorten betreffend 
Aufhebung der Parkplätze am Unteren Rheinweg abzuschreiben. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

  
Elisabeth Ackermann 
Präsidentin 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 
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